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5. Wahlperiode 


Drucksache V/3652 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

III/l — 68070 — 6213/68 


Bonn, den 18. Dezember 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 


eine Verordnung des Rates zur Vorausfestsetzung der Ab- 
schöpfung bei der Einfuhr von Olivenöl 

eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung 
Nr. 171/67/EWG des Rates vom 27. Juni 1967 zur Voraus- 
festsetzung der Erstattungen bei der Ausfuhr von Olivenöl. 


Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 3. Dezem- 
ber 1968 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist nicht vorgesehen. 

Mit einer alsbaldigen Verabschiedung der Kommissionsvor- 
schläge durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information werden gleichzeitig die von der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen über- 
mittelten Begründungen beigefügt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Univorsitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethesträße 54, Tel. 6 35 51 
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Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Vorausfestsetzung der Abschöpfung bei der Einfuhr 

von Olivenöl 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette ^), 
geändert durch Verordnung (EWG) Nr. . . ./68 “), ins- 
besondere auf Artikel 16 Absatz 1, 

gestützt auf Verordnung Nr. 162/66/EWG des 
Rates vom 27. Oktober 1966 über den Handel mit 
Fetten zwischen der Gemeinschaft und Griechen- 
land ’‘^), insbesondere auf Artikel 8, 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 16 der Verordnung Nr. 136/66/EWG sieht 
die Möglichkeit der Vorausfestselzung der Abschöp- 
fung bei der Einfuhr von Olivenöl vor und bestimmt, 
daß der Rat die erforderlichen Durchführungsbestim- 
mungen erläßt. 

Angesichts der Handelsgepflogenheiten auf dem 
Weltmarkt für Olivenöl kann der Zeitraum für die 
Vorausfestsetzung begrenzt werden auf den Zeit- 
raum, der benötigt wird, um es den Importeuren zu 
ermöglichen, ihre Einfuhren in Kenntnis des Selbst- 
kostenpreises des eingeführten Erzeugnisses vor- 
zunehmen. 

Damit der Umfang der Anträge auf Vorausfest- 
setzung der Abschöpfung beurteilt werden kann, um 
eventuelle Schutzmaßnahmen anzuwenden, ist eine 
Frist zwischen der Stellung des Antrages auf Voraus- 
festsetzung und seiner Bewilligung vorzusehen. 

Um Spekulationen zu verhindern, die sich aus den 
Schwankungen der Abschöpfung ergeben können, 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 
^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom 1968, S. . . . 

■^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 197 
vom 29. Oktober 1966, S. 3393/66 


ist die Stellung einer Kaution vorzusehen, die Ge- 
währ leistet, daß die Einfuhr innerhalb der bewillig- 
ten Frist erfolgt — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Auf Antrag des Berechtigten, der gleichzeitig mit 
dem Antrag auf Erteilung der Einfuhrlizenz zu 
stellen ist, wird für die in Artikel 1 Absatz 2 Teil c) 
der Verordnung Nr. 136/66/EWG genannten Erzeug- 
nisse die am Tage der Beantragung der Einfuhr- 
lizenz geltende und nach Maßgabe des am Tage der 
Einfuhr geltenden Schwellenpreises berichtigte Ab- 
schöpfung angewandt, sofern die Einfuhr spätestens 
am dreißigsten Tage nach dem Tag erfolgt, an dem 
die Einfuhrlizenz ausgestellt wurde. 

Unbeschadet der Anwendung der Vorschriften des 
Artikels 20 der Verordnung Nr. 136/66/EWG und 
des Artikels 6 der Verordnung Nr. 162/66/EWG wird 
dem Antrag auf Vorausfestsetzung der Abschöpfung 
nach Ablauf einer Frist von drei Werktagen nach 
seinem Eingang stattgegeben, 

Artikel 2 

Der Antrag auf Vorausfestsetzung der Abschöp- 
fung ist mit der Stellung einer Kaution zu verbinden, 
die ganz ödere teilweise verfällt, wenn die Einfuhr 
— außer im Fall höherer Gewalt — nicht innerhalb 
der in Artikel 1 genannten Frist vorgenommen wird. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach dem 
Tage ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
' bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, den 


Für den Rat 
Der Präsident 
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Begründung 


Dieser Vorschlag einer Verordnung enthält die Be- 
dingungen, unter denen die Abschöpfung bei der 
Einfuhr von Olivenöl entsprechend Artikel 16 der 
Verordnung Nr. 136/66/EWG, geändert durch Ver- 
ordnung (EWG) Nr. . . . des Rates vom im 

voraus festgesetzt werden kann. 

Bei der Bemessung der Gültigkeitsdauer der Voraus- 
festsetzung wurde die für den Kauf und die Einfuhr 
des Öles notwendige Frist, d. h. 30 Tage, berück- 
sichtigt. 


Die Frist wurde auf diesen Zeitraum begrenzt, da ein 
tatsächlicher Terminmarkt für Olivenöl nicht besteht. 
Um eventuell Schutzmaßnahmen anwenden zu kön- 
nen, wird dem Antrag auf Vorausfestsetzung nach 
Ablauf der gleichen Frist, die für die Ausstellung 
der Einfuhrlizenz gilt, stattgegeben. 

Die weiteren Bestimmungen dieser Verordnung be- 
treffen die Berichtigung der Abschöpfung nach dem 
Schwellenpreis und die Stellung einer Kaution zur 
Sicherstellung der Einfuhr. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung der Verordnung Nr. 171/67/EWG des Rates vom 
27. Juni 1967 zur Vorausfestsetzung der Erstattungen bei der 

Ausfuhr von Olivenöl 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette ^), 
geändert durch Verordnung (EV/G) Nr. . . ./68-), ins- 
besondere auf Artikel 18, Absatz 2, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 162/66/EWG des 
Rates vom 27. Oktober 1966 über den Handel mit 
Fetten zwischen der Gemeinschaft und Griechen- 
land ^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 18 der Verordnung Nr. 136/66/EWG sieht 
die Möglichkeit einer Vorausfestsetzung der Erstat- 
tung bei der Ausfuhr von Olivenöl vor. Es ist des- 
halb notwendig, die Verordnung Nr. 171/67/EWG 
des Rates vom 27. Juli 1967 über die Erstattungen 
und Abschöpfungen bei der Ausfuhr von Olivenöl 
in der geänderten Fassung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1031/68''^) zu ergänzen. 

Der Zeitraum für die Vorausfestsetzung ist so fest- 
zusetzen, daß er unter Berücksichtigung der Handels- 
gepflogenheiten auf dem Weltmarkt die Durchfüh- 
rung der Ausfuhrverträge gestattet. 

Um die Abwicklung von Ausfuhren zu Beginn 
eines neuen Wirtschaftsjahres zu ermöglichen, ist es 
zweckmäßig, für eine begrenzte Zeit die Möglichkeit 
vorzusehen, die vorher anzuwendende Erstattung 
beizubehalten. 

Damit der Umfang der Anträge auf Vorausfest- j 
Setzung zur eventuellen Anwendung von Schutz- | 
maßnahmen beurteilt werden kann, ist eine Frist 
zwischen der Stellung des Antrages auf Vorausfest- 
setzung und der Bewilligung des Antrages festzu- 
setzen. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 
-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom 1968, S. . . . 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 197 
vom 29. Oktober 1966, S. 3395/66 
"*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 130 
vom 28. Juni 1967, S. 2600/67 
^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 177 
vom 24. Juli 1968, S. 1 


Um Spekulationen zu verhindern, sollte die Stel- 
lung einer Kaution zur Gewährleistung der Ausfuhr 
innerhalb des Zeitraums der Vorausfestsetzung vor- 
gesehen werden — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

In Verordnung Nr. 171/67/EWG wird folgendei 
Artikel 7 a eingefügt: 

„Artikel 7 a 

1. Anzuwenden ist der am Tage der Ausfuhr gel- 
tende Erstattungsbetrag. 

2. Vorbehaltlich der Bestimmungen des Absat- 

zes 3 wird jedoch die am Tage der Einreichung 
des Antrags auf Ausstellung einer Ausfuhr- 
lizenz geltende Erstattung, die nach Maßgabe 
des am Tage der Ausfuhr geltenden Schwellen- 
preises zu berichtigen ist, auf Antrag des 

Interessenten, den dieser anläßlich der Bean- 
tragung der Ausfuhrlizenz zu stellen hat, auf 
die spätestens nach Ablauf des zweiten Monats 
nach dem Monat der Antragstellung vorzuneh- 
mende Ausfuhr angewandt. 

Unbeschadet der Anwendung der Bestimmun- 
gen des Artikels 20 der Verordnung Nr. 136/66/ 
EWG und des Artikels 6 der Verordnung 

Nr. 162/66/EWG wird dem Antrag auf Voraus- 
festsetzung der Erstattung nach Ablauf des 
dritten Arbeitstages nach Antragsteilung statt- 
gegeben. 

3. Nach dem in Artikel 38 der Verordnung 

Nr. 136/66 EWG vorgesehenen Verfahren kann 
beschlossen werden, daß die Berichtigung der 
im voraus festgesetzten Erstattung für eine 
Ausfuhr, die innerhalb des ersten Monats des 
Wirtschaftsjahres nach dem Wirtschaftsjahr, in 
welchem der Antrag auf Vorausfestsetzung ein- 
gereicht wurde, ablaufenden Frist durchgeführt 
wird, je nach dem im letzten Monat dieses 
Wirtschaftsjahres geltenden Schwellenpreis 
vorgenommen wird." 
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Artikel 2 

In Verordnung Nr. 171 /67/EWG wird folgender 
Artikel 7 b eingefügt: 

„Artikel 7 b 

Verbunden mit dem Antrag auf Vorausfestset- 
zung der Erstattung ist die Stellung einer Kaution, 
die ganz oder teilweise verfällt, wenn die Aus- 
fuhr — außer im Fall höherer Gewalt — nicht 


innerhalb der in Absatz 2 des Artikels 7 a vor- 
gesehenen Frist vorgenommen wird." 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach dem 
Tage ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, den . . . 


Für den Rat 
Der Präsident 


Begründung 


Dieser Vorschlag einer Verordnung enthält die Be- 
dingungen, unter denen die in Artikel 18 der Ver- 
ordnung Nr. 136/66/EWG des Rates, geändert durch 

die Verordnung (EWG) Nr. . . . des Rates vom 

vorgesehene Ausfuhrerstattung im voraus festge- 
setzt wird. 

Die Gültigkeitsdauer der Vorausfestsetzung wurde 
unter Berücksichtigung der Zeit festgesetzt, die not- 
wendig ist, um das Erzeugnis entsprechend dem 
Kaufvertrag zu verarbeiten und auszuführen. Damit 
für eine zu Beginn des Wirtschaftsjahres durchge- 
führte Ausfuhr eventuell die im letzten Monat des 


vorangegangenen Wirtschaftsjahres geltende Er- 
stattung gewährt werden kann, um dem Ausführer 
den Abschluß laufender Geschäfte zu ermöglichen, 
wurde eine entsprechende Bestimmung vorgesehen. 
Um eventuell Schutzmaßnahmen anwenden zu kön- 
nen, wird dem Antrag auf Vorausfestsetzung nach 
Ablauf einer Frist stattgegeben, die der Frist für die 
Ausstellung der Ausfuhrlizenz entspricht. 

Die anderen Vorschriften dieser Verordnung betref- 
fen die Berichtigung der Erstattung nach dem Schwel- 
lenpreis und die Stellung einer Kaution zur Sicher- 
stellung der Ausfuhr. 
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